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12. 2. 1960 

Regierungsvorlage 

Bericht an den Nationalrat, betreffend das 
auf der 14. Tagung der Internationalen Ar
beitskonferenz im Jahre 1930 angenommene 
Übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- oder 

Pflichtarbeit. 

A. V orbeme~kungen. 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, die am 10. Juni 1930 in 
Genf zu ihrer 14. Tagung zusammengetreten 
war, hat als ersten Gegenstand ihrer Tagesord
nung verschiedene Fragen, betreff,end die Zwangs
oder Pflichtarbeit, behandelt und schließlich das 
übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- oder 
Pflichtarbeit angenommen. Das übereinkommen 
ist am 1. Mai 1932 in Kraft getreten undist seit
her von 54 Staaten, darunter sämtlichen europäi
schen Mitgliedstaaten der Internationalen Ar
beitsorganisation, mit Ausnahme von Osterreich, 
Luxemburg und der Türkei, ratifiziert worden. 

Die Ratifikation eines Internationalen über
einkommens hat für den ratifizierenden Staat die 
Wirkung, daß er verpflichtet ist, das überein
kommen durchzuführen. Dem Internationalen 
Arbeitsamt ist alle zwei Jahre ein Bericht über 
die Maßnahmen zur Durchführung des überein
kommens, das der Mitgliedstaat ratifiziert liat, 
vorzulegen. Der Generaldirektor des Internatio
nalen Arbeitsamtes legt den Bericht des Mitglied
staates der nächsten' Internationalen Arbeitskon
ferenz zur Prüfung vor. 

Im Hinblick auf die Vorsd1rift des Artikels 350 
des Staatsvertrages von Saint-Germain, die jeden 
Mitgliedstaat der Internationalen Arbeitsorgani
sation verpflichtet, die auf einer Allgemeinen 
Konferenz angenommenen übereinkommen und 
Empfehlungen innerhalb eines Jahres nach Schluß 
der KonJerenz oder, wenn dies' infolge außer
gewöhnlicher Umstände innerhalb' dieses Zeit
raumes nicht möglich ist, spätestens 18 Monate 
nach Schluß der Tagung der nach der Verfassung 
zuständigen innerstaatlichen Stelle vorzulegen, 
hat die Bundesregierung dem Nationalrat über 
das übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- oder 
Pflichtarbeit bereits seinerzeit Bericht erstattet. 
Die Bundesregierung hat damals der Ansicht Aus
druck verliehen, daß die Ratifikation des genann
ten übereinkommens aus humanitären Gründen 

1 S 7 'der Beilagen 

in Aussicht zu nehmen sei, wenngleich Osterreich 
an dem Problem der Zwangs- oder Pflichtarbeit 
praktisro kein Interesse habe. Unter Zwangs
oder Pflichtarbeit, die das übereinkommen ver
biete, sei nur die in manroen Kolonialgebieten 
noch anzutreffende Zwangsarbeit der Eingebore
nenzu verstehen. Es sollte daher vorerst die 
Ratifikation der wichtigsten Kolonialmächte ab
gewartet werden (260 der Beilagen zu den steno
graphischen Protokollen des Nationalrates,. 
IV. Gesetzgebungsperiode). 

Gemäß Artikel 50 des Bundes-Verfassungs
gesetzes in der Fassung von 1929 bedürfen alle 
politisroen Staatsverträge, andere nur, sofern 
sie gesetzesändernden Inhalt haben, zu ihrer Gül
tigkeit der Genehmigung des Nationalrates. Das 
übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- oCler 
Pflirotarbeit würde im Falle der Ratifikation eine 
gesetzesändernde 'Wirkung äußern, da es in 
seinem Artikel 30 eine fünf jährige Bindung vor
sieht, die gesetzgebenden Körperschaften somit 
während dieser Zeit in ihrem Gesetzgebungsrecht Q 

insoweit eingeschränkt sind, als sie kein Recht 
setzen dürfen, das mit den Verpflichtungen in 
Widerspruch steht, die sich aus der Ratifikation 
ergeben. 

B. Das übereinkommen. 

Nach' dem Inkrafttreten des übereinkommens 
hat sich das Internationale Arbeitsamt mehrmals 
mit der Frage der A~wendung des übereinkom
mens durch die Mitgliedstaaten befaßt und' in 
einem Bericht an die Allgemeine Konferenz be
merkt, daß noch immer gewisse Formen der 
Zwangs- oder Pflichtarbeit in der Welt bestehen, 
welroe die öffentliche Meinung auch weiterhin in 
Furcht halten. Gewisse Vorschriften des überein
kommens beziehen siro zwar eindeutig auf die 
Lage und auf Methoden, wie sie in Afrika, Asien 
und im pazifischen Raum zur Zeit der "Kolonial
staaten" vorherrschten. Die Definition (ler 
Zwangs- oder Pflichtarbeit, die Artikel 2 des 
übereinkommens gibt, urägt jedoch universellen 
Charakter. Diese letzte Feststellung hat zur An
nahme einer Entschließung auf der 39. Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz im Jahre 
1956 geführt" die alle Mitgliedstaaten, die das 
übereinkommen noch nicht ratifiziert haben, 
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darunter auch östlerreich, auffordert" dieses zu Die Artikel 8 ff. enthalten die wesentlichen 
ratifizieren und wirksame Vorkehrungen zu tref- Bedingungen und Beschränkungen; wenn Zw~ng~
fen, um die Zwangsarbeit überall abzuschaffen. oder Pflichtarbeit während der übergangszeit bis 
Schließlich hat die 40. Tagung der Internationa- zu ihrer völligen Beseitigung angeordnet wird. 
len Arbeitskonferenz im Jahre 1957 das neue Die Prüfung der österreichischen Rechtslage im 
übereinkommen' (Nr:. 105) über die Abschaffung Hinblick auf die Ratifikation des übereinkom
der Zwangsarbeit angenommen, das im wesent~ Ihens hat ergeben, daß die Vorschrift des § 12 
lichen zwei im übereinkommen (Nr. 29) über Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz mit der Forderung 
Zwangs- oder Pflichtarbeit noch nicht behandelte des. übereinkommens unvereinbar ist, "den Ge
Formen der Zwangs- oder Pflichtarbeit verbietet, brauch der Zwangs- oder Pflichtarbeit in allen 
nämlich die Zwangsarbeit, die aus politischen und ihren Formen möglichst bald zu beseitigen". Da 
die aus staatswirtschaftlichen Gründen angeordnet an der Aufrechterhaltung dieser Vorschrift in der 
wird. Während Österreich das letztgenannte gegenwärtigen Form weder bei den Zentralstellen 
übereinkommen am 5. März 1958 ratifiziert hat noch bei den Ämtern der Landesregierungen ein 
(BGBl. Nr. 81/1958), standen der Ratifikation Interesse bestand, hat der Nationalrat ihrer Novel
des' übereinkommens (Nr. 29) über Zwangs- lierung zugestimmt und damit den Widerspruch 
oder Pflichtarbeit bisher rechtliche Hindernisse zu dem übereinkommen beseitigt (BGBl. 
im Wege. Nr. 231/1959). Aber auch die Vorschrift des § 15 

Das übereinkommen, dessen englischer und des Tiroler Jugendschutzgesetzes, Tiroler LGBl. 
französischer Originaltext samt dem offiziellen N r. 28/1958, bedarf noch einer Änderung, auch 
deutschen übersetzungstext in der Anlage oei- sie scheint mit der Grundforderung des genanri
geschlossen ist, hat im wesentlichen folgenden In- ten übereinkommens im Widerspruch zu stehen. 
halt: Nach dieser Vorschrift kann die Behörde Jugend-

Gemäß Artikel 1 verpflichtet sich jeder Mit- liche Zur Erbringung von sozialen Leistungen 
gliedstaat, der das' übereinkommen ratifiziert, verhalten, statt über sie die im Gesetz für Zu
den Gebrauch der Zwangs- oder Pflichtarbeit in widerhandlungen vorgesehenen Strafen zu ver
allen Formen möglichst bald zu beseitigen. Bis hängen. Nach Mitteilun'g des Amtes der Tiroler 
dahin darf Zwangs- oder Pflichtarbeit nur aus- Landesregierung ist eine entsprechende Änderung 
nahmsweise . und ausschließlich für öffentliche des'Tiroler Jugendschutzgesetzes bereits im Zuge, 
Zwecke angewendet werden, wenn dabei die in sodaß aucli diese Vorschrift einer Ratifikation 
den nachstehenden Artikeln vorgesehenen Be- nicht mehr im Wege stehen wird. Da eine Rati
dingungen und Sicherungen eingehalten werden. fikation des übereinkommens durch möglichst 

Als Zwangs- oder Pflichtarbeit gilt gemäß Ar- viele Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits
tikel 2 Abs. 1 jede Art von Arbeit oder Dienst- organisation aus weltpolitischen Gründen wün-

• leistung, die von einer Person unter Androhung schenswert ist und eine Stärkung der Grund- und 
einer Strafe verlangt wird und für die sie sich Freiheitlsrechte bedeutet, hat die Bundesregierung 
nicht freiwillig zur Verfügung stellt. in der Sitzung des Ministerrates vom 2. Feber 

Im Artikel 2 Abs. 2 werden bestimmte Arten 1960 den Beschluß gefaßt, dem Herrn Bundes
der Arbeit 'oder Dienstleistung aufgezählt, die präsidenten die Ratifikation des übe~einko~
nicht als Zwangs- oder ,Pflichtarbeit gelten. Von mens (Nr. 29) über Zwangs- oder Pflichtarbeit 
Bedeutung ist vor allem die Bestimmung der vorzuschlagen undhiezu gemäß Anikel 50 des 
lit. c, wonach jede Arbeit, die von einer Person Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
auf Grund einer gerichtlichen Verurteilung ver- 1929 die Genehmigung des Nationalrates ein
langt wird, dann nicht als Zwangsarbeit an- zuholen. 
gesehen wird, wenn diese Arbeit unter über-
wachung und Aufsicht der öffentlichen Behörden' Die Bundesregierung stellt daher d!!n A n
ausgeführt wird und der Verurteilte nicht an ein- t rag: "Der Nationalrat wolle dem überein
zelne Personen oder private Gesellschaften oder kommen (Nr. 29) über Zwangs- oder Pflicht
Vereinigungen verdingt oder ihnen sonst zur arbeit die verfassun~smäßige Genehmigung er-
Verfügung gestellt wird. teilen". 
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CONVENTION 
CONCERNING FORCED 

OR COMPULSORY 
LABOUR 

3 

oj. 

(Übersetzung. ) 

CONVENTION CONCER- ÜBEREINKOMMEN ÜBER 
NANT LE TRA VAIL ZWANGS-

FORCE OU OBLIGATOIRE ODER PFLICHTARBEIT 

The General Confcflence of La Conference generale de Di'e Allgemeine Konferenz 
du der Internationalen Arbeitsorga

nisation, 
the IntJernational Labour Organ- 'l'Organisation internationale 
isation, Travail,' 

Having been convened at 
Geneva by the Goverriing 
Body of the International 
Labour Office, and having 
met in its Fourteenth Ses
'sion on 10 June 1930, and 

Having decided upon the 
adoption of certain pro
posals with ,regard to forced 
or compul~ory labour, 
which 'isl included in the 
first itJem on thea:genda of 
thc' Se-ssion, and 

Having determined that 
these proposals shall 'take 
the form ofan international 
Convention, 

adop,ts this 'twenty-eigth day of 
June of the year oue thouSJand 
nine hundred und thirty the 
following . Convention, . which 
may be citJed as the Forced 
Labour Convention, 1930, för 
ratification by the Members of 
the - International Labour Or-: 
ganis-ation in accordance with 
the prov-is[ons of theConstitu
tion of the International Labour 
Organisation: 

Article 1 

1. Each Member of the In
ternational Labour Organisation 
which ratifies this Convention 
undertakesto suppres~ the use 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration du 
Bureau international du 
Travail, et s'y etant reunie 
le 10 juin 1930 en sa qua-., . 
torzIeme seSSIOn, 

Apresavoir decide d'adopter 
diverses propositions- rela
tives au travail force ou 
obligatoire, question com
prise dans le premier point 
de l'ordre du jour de la 
session, et 

Apres avoir decide que ces 
propositions prendraient la 
forme d'une convention in
ternationale, 

adopte, ce vingt-huitieme jour 
de juin mil neuE cent trente, la . , . , . 
conventlon Cl-apres, qUl sera 
denommee Convention sur le 
travail force, 1930, a ratifier par 
les Membres de 1'0rganisation 
iilternationale du Travail con
formement aux dispositions de 
la Constitution de l'Organisa
tion internationale du Travail: 

Article 1 

1. Tout Membre de 1'0rgani
sationinternationale du Travail 
qui ratifie la presente conven
tion s'engage a supprimer l'em-

die' vom Verwaltungsrat des 
Internationalen Arbeits
amtes naeh Genf e:inbürufen 
wurde und am 10. Juni 
1930 zu ihrer 'vierzehnten 
Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat besdllos·sen, versdüedene 
Anträge anzunehmen, be
treffend Zwangs- od-er 
Pfliehtar'beit, eine Frage, 
die zum 'ensten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung ge
hört, und 

dabei -bestimmt, daß cLiJese 
Anträge die Form -eines 
internationalen überein
kommens erhalten solLen. 

Die Konferenz nimmt peute, 
am 28. Juni 1930, das folgende 
übereinkommen an, das- als 
übereinkommen' über Zwangs
arbeit, 1930, bez.eichnet wird, 
zwecks Ratifikation dur-eh die 
Mitglieder der Internationalen 
Arbeitsorgarusation na-eh den 
Bestimmungen der Verfassung 
der - Internationalen Arbeits
ol'garris,ation: 

Artikel 1 

1. Jedes Mitglied der Inter
, nationaLen Aflbertsorganisation, 
das die5les ülbel'einkommen rati
fiziert, v,erpmehtet sidl, den 
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of foreed or eompulsory labour 
in a11 its forms within the 
&hortest possibLe per,iod. 

2. With a view to this oom
p1ete suppression, r,eeoune to 
forced or eompulsory labour 
may be had, du ring the transi
tional periüd, . for publie pur
pos'es only and as an exceptio
nal measure, subject to the 
conditions and guarantees 
hereinafuer providec!. 

3. At the expiratiün of a 
period of five years after the 
coming into forc·e of this Con
vention, and when the Govern
ing Body of the International 
Labour Offic·e prepares the 
report provided for in Ardcle 31 
below, the said Goveming Body 
shaH eonsicl.er the possibility of 
the suppres'sion of forced or 
eompulsory labour in a11 its 
forms without a further transi
tiünal period ind the des,irability 
of placing this question on the 
agenda of the Conference. 

Article 2 

1. For the purposes of this 
Convention the term "forced 
or compulsory labciur" shall 
mean a11 work or service which 
is exacted from any person 
under the menace of any pe
nalty and for which the said 
person has not offered hirnself 
voluntarily. 

2. Nev,ertheless, for the 
purposes of this Convention, 
the term "foreed or eompulsory 
labour" ,shall not include-

(a) any work or s,ervice 
exacted in virtue of oom
pulsmy military s'ervioe 
laws for work ofa purely 
military charactle.r; 

(b) any work or service'~hich 
forms part of the normal 
civic obligations of the 
citizens of a f.uHy self-' 
governmg cbu:ntry; 

ploi du travail force ou obliga
toire sous toutes ses formes dans 
le plus bref deIai possible. 

2. En vue de cette suppression 
totale, le travail force ou obli
gatoire pourra &rre employe, 
pendant la periode transitoire, 
uniquement pour des fins pu
bliques et a titre exceptionnel, 
dans les conditions et avec 
les garanties stipulees par les 
articles qui suivent. 

3. A l'expiration d'un deIai de 
cinq ans a partir de l'entree en 
vigueur de la presente conven
tion et a l'occasiondu rapport 
prevu a I'article 31 ci-dessous, 
le Conseil d'administration du 
Bureau international du Travail 
examinera la possibilite de sup
primer sans nouveau' delai le 
travail force ou obligatoire sous 
toutes ses formes et decidera s'il 
y a lieud'inscrire cette question 
a l'ordrc du jour de la Confe
rence. 

Article 2 

1. Aux fins de la presente 
convention, le terme « travail 
force ou obligatoire» designera 
tout travail ou service exige 
d'un individu sous la menace 
d'une peine quelconque et pour 
lequel ledit indivi~u ne s'est pas 
offert de plein gre. 

2. Toutefois,le terme « travail 
force ou obligatoire» ne com
prendra pas, aux fins de la pre
sente convention: 

a) touttravail ou service 
exige en vertu des lois sur 
le service militaire obliga
toire et affecte ades tra
vaux d'un caractere pure
ment militaire; 

b) touttravail ou ,service fai
sant partie des obligations 
civique's normales des ci
toyens d'un pays se gou~ 
v·ernant pleinement lui
meme; 

Gebrauch der Zwangs- oder 
Pflichtarbeit >in allen ihren 
Formen möglichst bald zu be
seiti:gen. 

2. Bis zur völligen Heseiti
gung darf Zwangs- oder Pfl~cht
arbeit während einer über
gangszeit ausschließlich für 
öff·entlich'e Zwecke und auch 
dann nur ausnahms,weise an
gewandt werden; dabei sind 
die in den nachstehenden 
Artikeln vorgesehenen Bedin
gun~en und Sichrerung,en em
zuhalten. 

3. Nach Ablauf von fünf 
Jahren, berechnet vom Inkraft
tret'en d~eses übereinkommens, 
und anläßli,ch des im nach
stehenden Artikel 31 vorges,ehe
neu ß,e·ri.chtes hat der Verwal
tungsrat des IntJernationalen 
Arbeitsramt·es zu prüfen, ob es 
möglich ist, die Zwangs- oder 
Pflichtarbeit in allen ihren For
men ohne we~ter~n Verzug zu 
beseitigen, und zu .entscheiden, 
ob di,es.e Frage auf die Tages
ordnung der Konfel'enz gesetzt 
werden soll. 

Artikel 2 

1. Als "ZwangS'- oder Pfli.cht
arbeit" im Sinne dieses über
einkommens gilt jed,e Art von 
Arbeit oder D~enst1e~stung, die 
von, einer Person unter An
dl'Ohung irgendeiner St,rafe ver
langt wird und für di'esie s·ich 
nicht freiw1i:llig' zur Verfügung 
gestellt hat. 

2. Als "Zwangs- oder Pfli,cht
arbeit" im Sinne d~,eges über
einkommens gelten j'edoch nicht 

a) jede Arbeit oder Dienst-
1eistung auf Grund der' 
Gesetze tb er die Militär
dtienstJ)fJi,cht, soweit diese 
Arbeit oder Dienstlei
stungrein militärischen 
Zwecken di,ent, 

b) jede Ar:herit oder Dienst
leis:tung, di,e zu den 
üblichen Bürgerpflichten 
der Bürger eines Landes 
mit voller Selhstregierung 
gehört, 
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(c) any' work or s'ervlce 
exacted from any person 
as a COn5'equence of a con
viction in a court of 1aw, 
provided that the said 
work or service is carried 
out under the supervision 
and contro1 of a public 
authority and that the said 
person is not hired to or 

, placed at the dispos-al of 
private individuaIs; com
panies or associationsl; 

(d) any work or servIce 
-exacned in cases of emer
gency, that IS to say, In 
the ev'ent of war or of .a 
calamity or threatened 
ca1amity, such as, fire, 
flood, famine, earthquake, 
violent ,epidemic or epi
zootic diseasesl, Invaswn 
by anima1, insect or vege
table pests, and in general 
anycircumstance that 
would endanger the 
ex,istence or the well-being 
of the w hole or part of 
the poputltion; 

Ce) minor communa1 services 
of a kind which, being 
performed by the mem
bers of the community in 
the dir-ect inter,est of the 
said community, can there
fore be conslidered as 
normal CIVIC obligations 
incumbent upon the mem
hers cf the community, 
provided that the members 
of the community or their 
direct repres,errtatives shall 
have the right to be con
su1ted In regard to the 
need for such s,ervioesl. 

Article 3 

For the pwrposes of this Con
vention the term "competent 
authority" shall mean either an 
authority of the metropolitan 

157 der Beilagen 

c) tout travail ou servIce 
exige d'un individu 
comme consequence d'une 
condamnation prononcee 
par une d&ision judiciaire, 
a la condition que ce tra
vail ou serVIce soit exe
cute sous la surveillance et 
1e contr&le des autorites 
pub1iques et que 1edit in
dividu ne soit pas concede 
ou mis a 1a disposition de 
particuliers, compagnies 
ou personnes morales pri
vees; 

d) tout travail ou serVIce 
exige dans les cas de force 
majeure, c'est-a-dire dans 
1es cas de guerre, de sinis
tres ou menaces de sinis
tres tels qu'incendies, In
ondations, famines, trem
blements de terre, epide
mIes- et epizooties VIO-
1entes, InVaSIOnS d'ani
maux, d'insectes ou de pa
rasites vegetaux nuisib1es, 
et en general toutes Clr
constances mettant en 
danger ou risqual,1t de 
mettre en danger la vie ou 
les conditions normales 
d'existence de l'ensemble 
ou d'une partie de la po
pulation; 

e) 1es menus travaux de vil
lage, c'est-a-dire les tra
vaux -executes dans l'inte
rh direct de la collecti
vite par 1es membres de 
celle-ci, travaux qui, de ce 
chef, peuvent hre consl
deres comme des obliga
tions civiques normales in
combant aux membres de 
la collecti~ite, a condition 
que la population elle
m&me ou ses representants 
directs aient le droit de se 
prononcer sur 1e bien
fonde de ces travaux. 

Article 3 

Atix fins de 1a presente con
vention, le terme «autorites 
competentes» designera soit 1es 
autorites . metropolitaines, soit 

5 

c) je4e Arbeit oder Dienst
leistung, die von eIner 
Person auf Grund eIner 
gerichdkhen Verurteilung 
verlangt 'wird, jedoch 
unter der Bedingun'g, daß 
diese Arbeit oder Dienst
leistung' unter über
wachung und Aufsicht der 
öffentlichen Behörden 
ausgeführt wird und daß 
der Verurteilte nich t an 
Einzelpersonen oder pn
vate Gesellschafren und 
Vereinigungen verdingt 
oder ihn;en sonst zur Ver
fügun'g gest-ellt, wird, 

d) jede Arbeit oder Dienst-
1ei~tung in Fällen höherer 
Gewalt, nämlich im Falle 
von Krieg, oder wenn 
Unglücksfälle eingetr,eten' 
sind oder drohen, wIe 
Feuersbrunst, über-
schw,emmung, Hung-ers-
not, Erdbeben, verhee
rende ' Menschen- und 
Viehs.euchen, plötzliches 
Auftreten von wilden 
Tieren, Insekten- oder 
Pflanzen plagen, und über
haupt in allen Fällen, In 
denen das Leben oder die 
Wohlfahrt der Gesamt
heit oder eines Teiles der 
Bevölkerung bedroht ist, 

e) kleinere Gemeindeat4bei
ten, die unmittelbar dem 
WohLe der Gemeinschaft 
dienen, 'durch ihre Mit
glieder ausgeführt werden 
und daher zu den üblich-en 
Bürgerpflichten der Mit
glieder 4er Gemeinschaft 
gerechnet w,erden können, 
unte-r der Voraussetzung, 
daß die Bevölkerung od-er 
ihre unmittelbaren Ver
treter berechtigt sind, 
sich über die Notwendig
keit de.r ,Arbeiten zu 
äußern. 

Artikel 3 

Als "zuständige Stelle" im 
Sinne dies'es übereinkommens 
gilt entweder eine Stelle des 
Mutterlandes 'oder die oberste 

2 
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country or the highest centralles autorites centrales supe- ZentralsteUe des betreffenden 
authority in the territory con- rieures du territoire interesse. Gebietes. 
cerned. 

Article 4 

1. The competent authority 
shall notimpose or 'permit the 
imposition of forced or com
pulsory labout for the benefit of 
privateindividuals, companies 
or association~. 

2. Where such forcoo or 
compulsory labour for the 
benefit ofprivate individuals, 
companies or associations exists 
at the date on which a Mem
ber's ratification of thisl Con
v,ention isregistered by the Di
rector-General of the Inter
national Labour Office, the 
Mem:ber . shall completely sup
press such forced or compulrory 
labour from the date on which 
this Convennon comes into 
force for that Member. 

Article 5 

1. No concess<~on granted to 
private individuals, companies 
or associations shall involve any 
form of forced or compulsory 
labour for the production or 
the collection of products which 
such private individuals, com
panies or associations utilise or 
in w hich they trade. 

2. Where concessions exist 
containing provisions involving 
such forced or compulsory la
bour, such provisions shall be 
rescinded as sO on as possible, in 
order to comply with Article 1 
of this Convention. 

Article 6 

Officials of the administration, 
even when they have the duty 
of. encouraging the populations 
under their charge to engage in 
some form of labour, shall not 

Article 4 

1. Les autorites competentes 
ne devront pas imposer ou lais
ser imposer le travail force ou 
obligatoire au profit de parti
cl.lliers, de compagnies ou de 
personnes morales ptivees. 

2. Si une telle forme de tra
vail force ou obligatoire au 
profit de particuliers, de com
pagnies ou de personnes morales 
privees existe a la date' a la
quelle la ratification de la pre
sente convention par un Mem
bre est enregistree par le Direc
teur general du Bureau interna
tional du Travail, ce Membre 
devra supprimer complerement 
ledit travail force ou obliga
toire des la date de l'entree en 
vigueur de la presente conven
tion a son egard. 

Article 5 

1. Aucune concession accor
dee ades particuliers, ades com
pagllies ou ades personnes mo
rales privees ne devra avoir 
pour consequence l'imposition 
d'une forme quelconque de tra
vail force ou obligatoire en vue 
de produire ou de recueillir les 
produits que ces particuliers, 
compagnies ou personnes mo
rales privees utilisent ou dont 
ils font le commerce. 

2. Si des concessions exis
tantes comportent des disposi
tions ayant pour consequence 
l'imposition d'un tel travaH 
force' ou obligatoire, ces dispo
sitions devront hre rescindees 
aussit6t que· p'ossible afin de sa
tisfaire aux prescriptions de 
l'article premier de la presente 
convention. 

Article 6 

Les fonctionnaires de l'admi
nistration, m~me lorsqu'ils de
vront encourager les popula
tions dont ils ont la charge a 
s'adonner a une forme quel-

Artikel 4 

1. Die zuständige Stelle darf 
Zwangs>- oder Pfli,chtarbeit zum 
Vorteile von Einzelpersonen 
oder privaten Gesellsd1aften 
und Vereinigungen weder auf-
erlegen noch zulassen. . 

2. Besteht derartige Zwangs
oder Pflidltarbeit zum V or
teiIe von Einzelpe.rsonen oder 
privaten Ges·ells,chaften und 
Vereinigungen zu dem Zeit
punkt, in dem die Ratifikation 
dieses übereinkommens durch 
ein Mitglied vom Generaldirek
tor des Internationalen Arbeits
amtes eingetragen wird, so hat 
das MitgLied diese Zwangs
oder Pfli.chta-rbeit mit dem 
Zeitpunkt völlig zu beseitigen, 
in dem ·dies'es übereinkommen 
für da~ Mitgli,ed in Kraft tritt. 

Artikel 5 

1. Einzelpersonen oder pri
vaten Gesellschaften und Ver
eInigungen erteilte Konzes
sionen dürfen nicht dahin füh
ren, ~daß Zwangs- oder Pflicht
arbeit in irgendeiner Form zur 
Gewinnung, Herstellung oder 
Sammlung von Erzeugnissen 
auferlegt wird, d~e diese Einzel
personen oder privaten Gesdl
schaften und Vereinigungen 
verwenden oder mit denen sie 
Handel treiben. 

2. Bestehen Konzessionen mit 
Hescimmungen, wonach eine 
derartige Zwangs~ oder pflicht
arbeit auferlegt werden kann, 
so sind diese Bestimmungen so 
bald als möglich aufzuheben, 
um dem Artikel 1 dieses über
einkommens zu genügen. 

Artikel 6 

. Beamte der Verwaltung dür
fen, auch wenn es ihre Aufgabe 
ist, die ihrer Verantwortung 
unterstellte Bevölkerung zur 
Annahme von Arbeit irgend-
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put constraint upon the said 
populations or upon any indi
vidual members thereof to work 
for private individuals, com
panies or associations. 

Article 7 

1. Chiefs who do not exercise 
administrative functions shall 
not have recourge to forced or 
compulsory labour. 

2. Chiefs who exercise ad
ministrative functions may, with 
the expreSIS permission of the 
competent authority, have re
course to forced or compulsory 
lalbour, subject to the provisions 
of Artide 10 of this Conven
tion. 

3. Chiefs who are duly recog
nised and who do not receive 
adequater,emuneration in other 
forms may have the enjoyment 
of personal services, srubject to 
due regulation and provided 
that all necessary measures, are 
taken to prevent abuses. 

Article 8 

1. The r,esporiSlibility for every 
decision to havre ·recourse to 
forced or compulsory labour 
shall rest with the highe,st civil 
authority in the territory con
cerned. 

2. Nevertheless" that authority 
may delega'te powers to the 
highest Iocal authorities to exact 
forced or compulsrory labour 
which does not involve the 
removal o.f the workers from 
their place of habitual restidence. 
That authority mayaiso dele
gate, for such periods and sub
ject to sruch conditions as may 
be laid down in the reguIations 
provided for in Article 23 of 
this Convention, powc'rs to the 
highestlocal authorities to exact 
forced or compulsory labour 
which involves the rem oval of 
the workers from their place of 

conquede travail, ne devront 
pas exercer sur ces populations 
une contrainte collective ou in
dividuelle en vue de les faire 
travailler pour des particuliers, 
compagnies ou personnes mo
rales privees. 

Article 7 

1. Les chefs qui n'exercent 
pas des fonctions administra
tives ne devront pas avoir re
·cours au travail force ou obli-
gatoire. ' 

2. Les chefs exers;ant. des 
fonctions administratives pour
ront, avec l'autorisation ex
presse des autorites competentes, 
avoir recours autravail force 
ou obligatoire dans les condi
tions visees a l'article 10 de la 
presente conventjon. 

3. Les chefs legalement re
connus et ne recevant pas une 
remuneration adequate sous 
d'autres formes pourront bene
ficier de la jouissance de ser
vices personneis dilment regle
mentes, toutes mesures utiles 
devant ~tre prises pour preve
nir lesabus. 

Article 8 

1. La responsabilite de toute 
decision de recourir au travail 
force ouobligatoire incombera 
aux autorites civiles superieures 
du territoire interesse. 

2. - Toutefoi'S, ces autorites 
p,ourront deleguer aux autori
tes loeales superieures le pou
voir d'imposer du travail force 
ou obligatoire dans les eas ou 
ce travail n'aura pas pour effet 
d'eloigner les travailleurs de leur 
residence habituelle. Ces autori
tes pourront egalement deleguer 
aux autorites locales superieures, 
pour les periodes et dans les con
ditions qui seront stipulees par 
la reglementation prevue a l'ar
tide 23 de la presente conven
tion, le pouvoir d'imposer un 
travail force ou obligatoire 
pour l'execution duquel les tra-

7 

emer Form zu ermuntern, 
weder auf die Gesamtbevölke
rung noch auf einzelne Per
sonen einen Druck ausilben, 
um' sie zur Arbeitsleistung für 
Einzelpersonen oder private 
GesellStChaften und Vereinigun
gen zu veranlassen. 

Artikel 7 

1. Häuptlinge, die k,eine 
Verwaltungsbefugnis ausüben, 
dürfen von Zwangs- oder 
pfli,Chtarbeitkeinen Gebrauch 
machen. 

. 2. Häuptlinge, die Verwal
tungsbefugnis ausüben, dürfen 
mlt ausdrücklicher Ermächti
gung der zuständigen Stelle 
Zwangs,"" oder Pflichtarbeit 
unter den Bedingungen des 
Artikels 10 dieses übereinkom
mens in Anspruch nehmen. 

3. Häuptlinge, die' als solche 
rechtmäßig anerkannt sind und 
nicht eine angemessene Ent
schädigung in anderer Form er-
halten, dürfen persönliche 
Dienste empfangen, sofern 
diese ordnungsmäßig geregelt 
und die notwendigen Maßnah
men zur Vermeidung von Miß
bräuchen ergriffen worden sind. 

Artikel 8 

1. Für jede Ermächtigung, 
Zwangs- oder Pflichtarbeit in 
Anspruch zu nehmen, ist die 
oberste Zivilbehörde <!res betref
fenden Gebiet~'s verantwortlich. 

2. Diese Behörde kann jedoch 
den örtlichen Oberbehörden die 
Befugnis übertragen, Zwangs
oder Pflichtarbeit in den Fäl
len aufzuerlegen, in denen 
die Arbeiter durch diese Arbeit 
nLcht von ihrem üblichen A~f
enthaltsort entfernt werden. 
Sie kann ferner den örtlichen 
Oberbehörden für Zeitabschnitte 
und unter Bedingungen, wi,e sie 
Artikel 23 dieses übereinkom
mens vorsieht, die Ermächti
gung erteilen, Zwangs- oder 
Pflichtarbeit aufzuerlegen,. zu . 
deren Ausführung die Arbeit
nehmer sich von ihrem üblichen 
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habitual resid:ence for the pur- vailleurs devront s'eloigner de I Aufenthaltsort entfernen müs
pO'se of facilitating the move- leur residence habituelle, lors- s'en, wenn es sich darum han
ment of oHicials of the ad- qu'il s'agira de faciliter le de- ddt, DienstJ.'eisen der Verwal
ministration, when on duty, placement de fonctionnaires de tungsbeamten oder die Beförde
and for the transport of Gov- l'administration dans l'exercice l'ung von Regierung~gut zu e,r-
ernment stores. de leurs fonctions et le transport leichterl,1. 

du materid de l'administration. 

Article 9 

Except as otherwise provided 
for in Article 10 of this Con
vention, any authority com
petent to exact forced or com
pulsory labour . shall, before 
deciding to hav,e recourse to 
such labour, satisfy itself-

(a) that the work to be done 
or the service to be 
render,ed is of important 
direct interest for the 
community called upon 
to do the work or render 
the service; 

(b) that the work or service 
is of present or imminent 
neces,sity; 

(c) that it has been impos
'silble to obtain voluntary 
labour for carrying out 
the work or rendering 
the service by the offer 
of rates of wages and 
conditions of Jabour not 
less favourable than those 
prevailing in thearea con
oerned for similar work 
or Siervic,e; and 

(d) that the work or service 
will not lay too heavy a 
hurden upon the present 
population, ha~ing regard 
to the labour av'ailable 
aud its capacity to under
take the work. 

Article 10 

1. Forced or compulsory la
bour exacted as a tax and 
forced or compulsory labour to 
which recourse is llad for the 

Article 9 

Sauf dispositions contraires 
stipuIees a I'article 10 de la pre
sente convention, toute. auto
rite ayant le droit d'imposer du 
travail force ou obligatoire ne 
devra permettre le recours a 
cette forme de travail que si elle 
s'est d'abord a'ssuree: 

a) que le service ou travail a 
executer est d'un inter~t 
direct et important pour 
la collectivite appelee a 
I' executer; 

b) que ce service ou travail 
est d'une necessite actuelle 
ou imminente; 

c) qu'il a ete impossible de 
se procurer la main-d'oeu
vre volontaire pour l'exe
cution de ce service ou 
travail malgre l'offre de 
salaires et de conditions 
de travail au moins egaux 
a ceux qui sont pratiques 
dans leterritoire interesse 
pour des travaux' ou ser
vices analogues; et 

d) qu'il ne resultera pas du 
travail ou service un far
deau trap lourd pour la 
population actuelle, eu 
egard a la main-d'ceuvre 
disponible et a son apti
tude a .entreprendre le tra
vail en question. 

Article 10 

1. Le travail force ou obliga
toire demande a titre d'impot 
et le travail force ou obliga
toire impose, pour des travaux 

Artikel 9 

Soweit Artikel 10 dieses 
Übel1einkommens nichcs anderes 
be~timmt, kann die Behörde, 
der das Re,cht· zusteht, Zwangs
oder Pflichtar'heit aufzuerlegen, 
die Anwendung' dieser Arbeits
form nur gestatDen, wenn sie 
sich zuvor versi,chert hat, daß 

a) die Arbeit oder Di,enst
leistung von wesendicher, 
unmittelbarer Bedeutung 
für die Gemeinslchaft ist, 
die si'e ausführen soll, 

b) die Arbeit oder Dienstlei
stung bereits notwendig 
ist oder dies'e Notwendig
keitunmittelbar bevor
steht, 

c) es unmöglich ~ewesen ist, 
, freiwillige Arbeitskräfte 
für die Arbeit oder 
Dienstleistung zu erhal
ten, obgleich die angebo
tenen Löhne und übrigen 
Arbeitsbedingungen den
jenigen wenigstens gleich
wertig waren, die in dem 
betreffenden Gebi'ete für 
Arbeiten ode,r Dienstlei
stungen gleicher Art 
übHch sind, 

d') dUl1ch die Arlbeit oder 
Dienstleistung d,ie gegen~ 
wärtige Bevölkerung nicht 
übermäßig belastet wird, 
wobei die Zahl der ver
fügbaren Arbeitskräfte 
und ihre Eignung für dte 
geforderte Arbeit zu be-

• rucksichtigen ,ist. 

Artikel 10 

1. Zwangs- oder Pfli,chtarbeit, 
die als Steuer gefördert,und 
solche, die für öffentliche Ar
beiten von Häuptlingen in Aus-
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cx,ecution of pUlblic works by 
chiefs who exerj::ise administra
tive functionsshall be pro
gressively abolished.· 

2. Meanwhile, where forced 
or compulsory 1abour is exacted 
as a tax, and where recourse is 
had to forced or compulsory 
labour for the execution of 
public works by chiefs who 
exercise administrative func
tions, the authority conoerned 
shall first saüsfy itself-

(a) that the work to be done 
or the service to be ren
dered 1S of important 
direct interest for the 
community cal1ed upon 
to do the work or render 
the service; 

(rb) that the work or the ser
vice is of present or 1m
minent neces\Sity; 

(c) that the work or service 
will not lay too hea~y a 
burden, upon the present 
population, having regard 
to the labour available 
and its capacity to uuder
take the work; . 

(d) that the work or s:e·rvice 
will not entail the re
moval of. the workers 
from their place of habit
ual residence; 

(e) that the execution of the 
work or the 1"endering of 
the service will be directed 
in accordance with the 
exigencies of religion, so
cial life and agriculture. 

d'interet public, par des chefs 
qui exercent des fonctions ad
ministratives devront hre pro~ 
gressivement supprimes. 

2. En attendant cetce aboli
tion, lorsque le travail force ou 
obligatoiresera demande a titre 
d'imp8t et lorsque le travail 
force ou oblrgatoire sera impose, 
par des chds qui exercent des 
fonctions administratives, en 
vue de l'execution de travaux 
d'interh public, les autorites in
teressees devront s'assurer pre
alablement: 

a) que le service ou travail 
a executer est d'un interh 
direct et important pour 
la collectivite appelee a 
l'executer; 

b) que ce service ou travail 
.est d'une necessite actuelle 
ou imminente; 

c) qu'il ne resultera pas du 
travail ou service un far
deau trop lourd pour la 
population actuelle, eu 
egard a la main-d'ceuvre 
disponible et a son apti
tude a entreprendre le tra
vail en question; 

d) que l'execution de ce tra
vail ou service n'obligera 
pas les travailleurs a s'eloi
gner du lieu de leur re
sidence habituelle; 

e) que l'execution de ce tra
vail ou service sera dirigee 
conformement aux exi
gences de la religion, de la 
vie sociale ou de l'agrieul
ture. 

Article 11 Article 11 

1. Only adult able-bodied 1. Seuls les adultes valides du 
males who are of an apparent sexe maseulin dont l'~ge ne 
age of not leS'S than 18 and not sera pas presume infer1eur a 
more than 45 years may be c~l- 18 ans ni superieur a 45, pour
led upon for forced or eom- ront hre assujettis au travail 
pulsory labour. Exeept in res- force ou obligatoire. Sauf pour 
peet of the kinds of labour les categories de travail visees a 
provided for in Article 10 of l'article 10 de la pr es ente con-

9 

übung von YerwaltUingsbefug
nissen beansprucht wird, ist 
mehr und mehr abzuschaffen. 

2. Unterdessen haben die be
teiligten Behörden, wenn 
Zwangs.- oder Pflichtarbeit als 
Steuer g.efordert oder von 
Häuptlingen in Ausübung von 
Y,erwaltungsbefugnissen für 
öffuntli.che A'rbeiten Ibeanspruch t 
wird, sich vorher zu überzeu
gen, daß 

a) die Arbeit oder Dienstlei
stung von wesentlicher, 
unmittelbarer Bedeutung 
für die Gemein9chaft ist, 
die sie ausiführe'n soll, 

b) die Arbeit oder Dienstlei
stung bereits notwendig 
ist oder diese Notwendig
keit unmittelbar bevor
steht, 

e) durch die Arbeit oder 
Die'nsdeistung die gegen--' 
wärtige Bevölkerung nicht 
übermäßi:g belastet WIrd, 
wobei die Zahl der ver
fügbaren Arbeitskräfte 
und ihre Eign'ung für die 
geforderte Arbeit zu be
rücksichtigen ist, 

d) die' Arbeit oder Dienstlei
stung die Arbeiter nicht 
nötigt,sich von ihrem 
ublichen Aufenthaltsort 
zu entfernen, 

e) bei DUflchführung der 
Arbeit oder Dienstleistung 
den Ansprüchen der Reli
gion, des Gemeinschafts
lebens und der Landwirt
~chaft Rechnung getragen 
wird. 

Artikel 11 

1. Nur erwachsene, arbeits
fähige Personen männlichen Ge
s,chlechtes, die offenbar nicht 
unter . 18 und nicht über 
45 Jahre alt sind, dürfen zu 
Zwangs- oder Pflichtarbeit 
herangezogen werden. Abgese
hen von den in Artik,el 10 die-
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this Convention, the following vention, les limitations et con
limitations and conditions shall ditions suivantes devront hre 
apply: observees: 

(a) whenever possihle prior 
determination by a me
dlcal officer appointed by 
the administration that 
the personsconcerned. are 
not suffering from any 
infectious or contagious 
disease and that they are 
physically fit (or the work 
requa-ed and for the con
ditions under which it is 
to be carried out; 

(b) :exemption of school tea
chers and pupUs and of 
officials of the administra
tion in general; 

. (c) the maintenance in each 
community of the number 
of adult able-bodied men 
indispensable for family 
and social life; 

(d) respect for conjugal and 
family ties. 

a) reconnaissanceprealable, 
dans tous les cas Oll cela 
sera possible, par un me
decin designe par l'admi
nistration, de l'absence de 
toute maladie contagieuse 
et de l'aptitude physique 
des interesses a supporter 
le travail impose et les 
conditions ou il sera exe
cute; 

b) exemption du personne! 
des ecoles, eJeves et pro
fesseurs, ainsi que du per
sonne! administratif en ge
neral; 

c) maintien dans chaque 
collectivite du nombre 
d'hommes adultes et va
lides indispensables a la 
vie familiale et sociale; 

d) respect des l{ens conjugaux 
et familiaux. 

2. For the purposes of sub- 2. Aux fins indiquees par 
paragraph (c) of the preceding l'alinea c) ci-dessus, la reglemen
paragraph, the regulations pro- tation prevue a l'article 23 de 
vided for in Artide 23 of this la presente convention fixera la 
Convention shall fix .the pro- proportion d'individus de la po
portion of the resident adult pulation permanente m~le et va
able-bodied males who may be lide qui pourra faire l'objet d'un 
taken at any one time for forced preJevement determine, sans 
or compulsory labou.r, provided toutefois que cette proportion 
always that trus proportion puisse, en aucun cas, depasser 
shall in no cas·e exceed 25 per 25 po ur cent de cette popula
cent. In fixing this proportion tion. En fixant cette proportion, 

. the competent authority shall les autorites competentes de
take account of the demity of vront tenir .compte de la den
the population, of its social and site de la population, du deve
physical deve1opment, of the loppement social et physique de 
seasons, and of thc work whiCh cette population, de l' epoque de 
must be done by the persons l'annee et de l'etat des travaux 
conoemed on their own behalf a effectuer par les interesses sur 
in their 10cality, and,generally, place et a leur propre compte; 
shalL hav·e regard to theeco~ d'une maniere generale, e!les de-

. nomic and social necessitiesof vront respecter les- necessites 
the .. normal life of the com- economiques et· sociales . de Ia: 
munity .conc~rned. vie n<;>rmale de la collectivite 

envisagee. 

ses übereinkommens bezeich
neten Arten von Arb!!iten sind 
daber die folgenden Beslchrän
kungen und Bedingungen zu 
berücksich tigen: 

a) Wenn immer möglich, ist 
durch einen von der Ver
waltung hierzu bestimm
ten Arzt vorher . fest
zust;ellen, daß die betref
fenden Personen nicht an 
ansteckenden Krankheiten 
leiden und zu der von 
ihnen verlangten Arbeit 
unter den Verhältnissen, 
unter denen diese Arbeit 
zu ].eist>en ist, körperlich 
fähig ~ind; 

b) Schullehrer und Schüler 
sowie das gesamte Ver
waltimgspersonal sind aus
zunehmen; 

c) die Zahl von erwachsenen, 
arbeitsfähigen Männern, 
die notwend1ig ist, um das 
Familien- und Gemein
S1chaftsleben aufrech tzuer
halten, ist in jeder Ge
meinschaft zu belassen; 

d) auf das Ehe- und Fami
lienband ist Rücksicht zu 
nehmen. 

2. Die Dur.chführungsvol'
schriften, die im Sinne des 
ohig,en Ab&atzes c und auf 
Grund des Artikels 23 dies·es 
übereinkoml).1.ens zu erlassen 
sind, haIJen den Anteil der an
sässigen, arbeitsfähigen männ
lich'en Personen festzulegen, 
der jeweils zur Zwangs- oder 
Pflichtarbeit herangezogen wer
den darf. Dieser Antleil ~ darf 
keinesfal1s fünfundzwanzig vom 
Hundert übersIchreiten. Bei 
Fests·etzung dieses. Anteiles hat 
di'e zuständige Stelle die Dichte 
der Bevölkerung, ihre soziale 
und körpediche Entwicklungs
stufe, die Jahreszeit . und die 
Arbeiten . _zu berücksichtigen, 
wdche die betreffenden Per-· 
sonen' an ihrem Wohnsitz für 
sich zu verrichten haben; über
haupt ist den üblichen wirt
schaftlichen und sQzialen 
Lebensbedünfnissen der betref
fenden Gemeins·chaft Rechnung 

,zu tragen: 
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Artide 12 

1. The maximum period for 
which any person may .be taken 
for forced or compulwry labour 
of all kinds in any one period 
of twelve months shall not ex
ceed sixty days, including the 
time spent in going to and from 
the place of work. 

2. Every person from whom 
forced or compulsory labour is 
ex ac ted shall be furni,s·hed with 
a certificate indicating the pe
riods of such labour which he 
has completed. 

Artide 13 

1. The normal working hours 
of any person from whom for
ceel or compulsory labour is 
exacted shall be the same as 
those prevailing in the case of 
voluntary labour, and the hours 
worked in exce5S of the normal 
wOlking hours~haH be remuner
ated at the rate~ prevailing in 
the case of overtime for volun
tary ·labour. 

2. A weekly day of rest shall 
be ,gran ted toall pe.rsons from 
whom forcecl or compulsory 
lalbour of any kind is exacted 
and this day shall coincide as 
faras poss:ible with the day 
fixed by tradition or custom in 
the territories or, regions con
cerned. 

Artide 14 

1. Wirh the exception of the 
forced or compulsory labour 
provided for in. Artide 10 of 
this Convention, forced or 
compulsory lahour of aU kinds 
shallbe remunerated in cash at 
t"at~s not le&Sthan those pre
vailing for -similar kind~ of 
workeither in. the districtitj 
which the la:bour' is -~mplQyed 
or in the district from which 
thelabour is recruited, which
eve! may be the higher. 

. Artide 12 

1. La periode maximum pen
dant laquelle un individu quel
conque pourra ehre astreint au 
travail force ou obligatoire sous 
ses diverses farm es ne nevra pas 
depasser soixante jours par pe
riode de douze 'mois, les jours 
de voyage necessaires pour aller 
au lieu de travail et pour en re
venir devant ehre compris dans 
ces soixante jours .. 

2. Chaque travaiIleur astreint 
au travail force ou obligatoire 
devra &tre muni d'un certificat 
indiquant les periodes -de travail 
force ou obligatoire qu'il aura 
effectuees. 

Article 13 

1. Les heures normäles de tra
vail de toute personne astreinte 
au travail force ou obligatoire 
devront &tre les m&mesque 
celles en usage pour le travail 
libre et les heures ele travail cf
fectuees en sus de la durfe nor
male devront ehre remunerees 
aux m&mes taux que les taux 
en usage pour les heures supple
ment;tires . des ti-availleurs -libres. 

11 

Artikel 12 

1. Die Höchstdauer, für die 
eine Person zu Zwangs- oder 
pflichtarbeit aUer Art heran
gezogen werden kann, darf 
sechzig T'age innerhalb von 
zwölf Monaten nicht überschrei
ten und zwar eins.chließlich der' 
Zeit für den Weg zur Arbeits
stätte und zurück. 

2. Jeder zur Zwangs- oder 
Pflichtal"beit herangezogene Ar
beiter soll ein Zeugnis erhalten, 
in dem die Dauer der von ihm 
geleisteten Zwangs- oder Pflicht
arheit angegeben ist. 

Artikel 13. . 

1. Die regelmäßige Arbeits
zeit von Personen, die zur 
Zwangs- öder' Pflichtarbeit her
angezogen werden, muß die 
gleiche seiln wie für freie Arbeit; 
Arbeitsstunden, die über die 
regelmäßige Arbeits!Leit hinaus 
geleistet werden, sind- zu den 

. gleichen Sätzen zu vergüten, die 
für Mehrarbeit freier Arbeiter 
gelten. 

2. Un jour de repos hebdo- 2. Ein wöchentli:cher RiUhetag 
madaire elevra ehre accorde a ist allen Personen zu gewähren, 
toutes les personnes soumises a die irgendeine·r Form von 
une forme quelconque de tra- Zwangs- oder Pflichta-rbeit 
vail force ou obligatoire et ce unterworfen we1"den; dieser 
jour devra coi'ncider autant que -Ruhetag soi!, soweit wie mög

'possible avec le jour consacre- lich, mit dem T,ag.e zusammen
par la tradition ou les usages du fallen, der durch überlieferung 
pays ou de la region. oder Brauch des Landes oder 

Article 14 

1. A l'exception du travail 
prevu a -1' article 10 de la pre
sente convention, le travail 
force ou obligatoire sous toutes 
ses form es devra -&tre reIIWnere 
enespeces 'e~ ades tauJl'.: qUl, 
pour ~lem~me genre de travail, 
ne devront etre inferieurs ni a 
ceux eU: vigueur dans la region 
ou les travailleurs so nt em
ployes, ni a ceux en vigueur 
dans la region ou les travailleurs 
ont ete recrutes. 

Gebietesa,ls Ruhetag gilt. 

Artikel 14 

1. Abgesehen von der in Arti
kel 10' dieses übereinkommens 
bezeichneten Anbeit ist Zwangs-
04et Pflichtal'beit in allen ihren 
Formen in GeLd zu vergüten; 
und zwat zu SätZen, die\,reder 
niedriger ,si~nd als di,e für gleicl?-
artige Arbeit in dem Gebiete 
der Arbeitsverrichtung, noch 
niedriger als - die im An'Wer
bungsgebiet üblichen Sätze. 
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2. In the case of labour to 
which recourse is had by chiefs 
in the exercise of their ad
ministrative functions, payment 
of wages in accordance with the 
provlSlons of the· preceding 
paragraph shall be introduced 

. as soon as possible. 

3. Th~ wages shall be -paid to 
each worker individually and 
not to his tribai chief or to any 
other authority. 

4. For the purpose of payment 
of wages the daysl spent in 
travemng to and from the place 
of work shall be counted as 
working days. 

5. Nothing in this Article 
shall prevent ordinary rations 
being given as apart of wages, 
such rations to be at least equi
valent in value to the money 
payment they ar,e taken to 
represent, but deductions fra m 
wages shall not be made either 
for the payment of taxes or for 
special food, clothing or accom
modatign supplied to a worker 
for the purpos,e of maintaining 
hirn in a fit condition, to carry 
on his work under the special 
conditions of any employment, 
or for the supply of tools. 

Article 15 

1. Any laws or regulations 
relating to workmen's COlU
pensation for accidents or sick
nes,s arising out of the employ
ment of the worker and any 
laws or regulations providing 
compensatiori for thedependants 
of deceased or incapacitated 
workers which are or shall be 
in . force in the territory con
cerned shall be equally applicable 
to. persons from whom forced 
or compulsory labour is exacted 
and to voluntary workers. 

2. Dans le cas de travail im
pose par des chefs dans l'exer~ 
cice de leurs fonctions adminis
tratives, le paiement de salaires 
dans les conditions prevues au 
paragraphe. precedent devra 
&tre introduit aussitot que pos
sible . 

2. Wird Arbeit von Häupt
lingen in Ausübung von Ver
waltungsbefugnissen auferlegt, 
so ist .die EIlitlohnung möglichst 
bald den Bestimmungen des 
vorstehenden Absatzes' anzu
passen. 

3. Les': salaires devront &tre 3. Die Löhne sind unmittel-
verses a chaque travailleur indi- bar dem ein~elnen Arbeiter und 
viduellement et non a son chef nicht ihren Häuptlingen' oder 
de tribu ou a toute autre auto- sonstigen Obri:gkeiten auszu-
rite. zahlen. 

4. Les jours de voyage pour 
aller au lieu de travail et pour 
en revenir devront &trecomp
tes pour le paiement des salaires 
comme journees de travail. 

4. Die Reisetage ,zum Arbeits- -
ort und zurück sind für die 
Lohnzah1ung 'als A'rJbeitstage zu 
rechnen. 

5. Le present article n'aura 5. Die B~timmungen di'eses 
pas pour effet d'interdire la Artikels schließen nicht a,us, daß 
fourniture aux travailleurs des I Arbeitern die üblichen Nah-
rations alimentaires habituelles 
comme partie du salaire, ces ra
tions devant &tre au' moins 
equivalentes a la somme d'ar
gent qu'elles so nt censees repre
senter; mais aucune deduction 
ne devra &tre operee sur le sa
laire, ni pour l'acquittement des 
impots, ni pour la nourriture, 
les v&tements et le logement 
speciaux qui sero nt fournis aux 
travailleurs pour les maintenir 
en etat de continuer leur tra
vail eu egard aux conditions 
speciales de leur emploi, ni 
pour la fourniture d'outils. 

Article 15 

1. Toute legislation concer
nant la reparation des accidents 
ou des maladies resultant du 
travail et toute legislation pre
voyant l'indemnisation des per
sonnes a la charge de travail
leurs decedes ou invalides, qui 
sont ou seront en vigueur sur le 
terntOlre interesse, devront 
s'appliquer aux personnes assu
jetties au trav~il force ou obli
gatoire dans les m&mes condi
tions qu'aux travailleurs libres. 

rungsmengen in Anrechnung auf 
de.n Lohn verabfolgt werden; 
diese Nahrungsmengen müssen 
jedoch der Geldsumme, an deren 
Stelle sie tre'ten, mindestens 
gleichwertig sein. U nrzulässig 
sind dagegen Lohnahzüge für 
Steuern, besonde,re Nahrung, 
Kleidung und, Unterkunft, die 
den Arrbeitern gegeben werden, 
um es ihnen zu ermöglichen, die 
Arbeit 'Unter Berücksichtigung 
der hierfür geltenden beson
deren V erhä.J misse fortzusetzen; 
das gleiche gilt für oie Lieferung 
von \Verkzeug. 

Artikel 15 

1. Alle gesetzlichen Bestim
mungen über die Entschädigung 
von Unfällen ode,r K'rankheiten, 
die aus Arbeit herrühren, und 
alle gesetzlichen Bestimmungen 
über die Entschädigung von 
Personen, de'ren Unterhalt von 
Arbeitern zu bestt'eiten war, die 
gestorben oder. invalid gewor
den sind, finden in gleicher 
Weise wie auf freie Arrbeiter 
auch auf Personen Anwendung, 
die zur Zwangs- oder Pflicht
arbeit . herangezogen werden, 
gleichviel ob jene gesetzlichen 
Bestimmungen in dem betref
fenden Gebiete ber·eits in Kraft 
sind oder· künfti:g In Kraft 
treten. 
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2. In any case it shall be an 
obligation on any authority 
employing any worker on forced 
or compulsory labour to ensure 
the .9U'bsistenoe of any such 
worker who, hy accident or 
sickness arising out of this em
ployment, is rendered wholly 
or partially incapable of pro
viding for himself, and to take 
mearnres to ensure the main
tenance of ,any persOns actually 
dependent upon such a worker 
in . the event of his incapacity 
or decease arising out of his 
employment. 

Article 16 

1. Except in cases of special 
necessity, persons from whom 
forced or compulsory lahour is 
exactecl shall not be transferred 
to districts where the food and 
c1imate differ so considerably 
from those to which they have 
been accustomed as to endanger 
their health. 

. 2. In no case shall the transfer 
of such workers be permitted 
unless all measures relating to 
hygi,ene and accommodation 
which are necessary to adapt 
such workers to the conditions 
and to safeguard their health 
can be strict1y applied. 

3. When such transf.er cannot 
be avoided·, measures of gradual 
habituation to thc new condi
tions. of diet and of ciimate 
shall be adopted on competent 
medical advice. 

4. In cases where such wor
kers are required to perform 
regular work to which they are 
not accus:tomed, rtr~asures shall 
he taken ·to ensure their habi
tuation to it,especially as 
regards progress~ve training, the 
houts of work and the provi
sion of rest intervals,,' and any 

2. De toute fa'1on, toute auto
rite employant un travailleur au 
travail force ou ohligatoire de
vra avoir l'obligation d'assurer 
la subsistance dudit travailleur 
si unaccident ou une maladie 
resultant de son travail a pour 
effet de le rendre totalement ou 
partiellement incapable de suh
venir a ses hesoins. Cette auto
rite devra . egalement avoir 
l'obligation de prendre des me
sures pour assurer l'entretien de 
toute personne effectivement a 
Ja charge dudit travailleur en 
cas d'incapacite ou de deces re
sultant du travail. 

Article 16 

1. Les personnes soumises au 
travail force ou obligatoire ne 
devront pas, sauf dans les cas 
de necessite exceptionnelle, ~tre 
transferees dans des regions ou 
les conditions de nourriture et 
de c1imat seraient tellement dif
ferentes de celles auxquelles elles 
ont ete accoutumees qu'elles of
friraient un danger pour leur 
sante . 

2. Dans aucun cas, un tel 
transfert de travailleurs ne sera 
autorise sans que toutes les me
sures d'hygiene et d'habitat qui 
s'imposent pour leur installa
tion et pour la sauvegarde de 
leur sante n'aient ete strictement 
appliquees. 

3. Lorsqu'un tel transfert ne 
pourra ~tre evite, des mesures 
assurant l'adaption progressive 
des travailleurs aux nouvelles 
conditions de nourriture et de 
c1imat devront ~tre adoptees 
apres avis du service medical 
competent. 

4. Dans les cas ou ces tra
vailleurs so nt appeles a executer 
un travail regulier auquel ils ne 
sont pas accoutumes, des mesu
res devront ~tre prises pour as
surer leur adaptation a ce genre 
de travail, notammenj: en ce qui 
concerne l'entra1nement pro
gressif, les heures de travail, 

13 

2. In jedem Falle hat die Be
hörde, die einen Arbeite·r zur 
Zwangs- oder Pflichtarheit her
anzieht, die Pflicht, seinen 
Unterhalt sichel1Zustelle~, wenn 
ein Unfall oder eine Krankheit 
als Folge seiIlle.r Arbei:tsleistung 
ihn ganz oder teilweise außer
sta,nd .setzt, seLbst für sich zu 
sorgen. Diese Behörde ist 
ferner verpflichtet, Maßnahmen 
zu treffen, um für den Fall, daß 
ein solcher Arbeiter infolge 
seiner Beschäftigung arbeitsun
fähig wird oder stirbt; den 
Unterhalt der Personen sicher
zustellen, den er tatsächlich bt'
stritten hatte. 

Artikel 16 

1. Personen, von denen 
Zwangs- oder Pflichtarheit vel'
langt wird, dürfen nicht in G~
biete gebracht werden, wo E1'
nährung und Klima von den 
ihnen gewohnten Verhältnissen 
so erhebliclt ,ahwei'chen, daß 
daraus ein·e Gefährdung ihri"r 
Gesundheit entsteht; arusgenom
men bleiben FäHe gan:z beson
dere'f Notwendigkeit. 

2. Keine~falls darf eine solche 
Überführ.ung von Af'beitern zu
gelassen werden, wenn nicht alle 
Maßnahmen in bezug auf 
Hygiene und Unterbringung, 
,die für ihre Eilngewöhnung und 
den Schutz i'hrer Gesundheit er
forderlich sind, genau zur An
wendung gebracht werden 
können. 

3. Wenn eine soldle Überfüh
ru~g unvermeidlich ist, sind 
Maßnahmen zur allmählichen 
Gewöhnung an die neuen Er
nährungs- und klimatischen 
Verhältnisse ,auf Gruilid zustän
drgen ärztlich,en Rates zu er
greifen. 

4, In Fällen, in. denen von 
solchen Arbeitern eine ihnen 
ungewohnte regelmäßige Ar
beitsleistun,g verlangt wird, sind 
Maßnahmen zu ef'greifen, um 
sie daran zu gewöhnen. Dabei 
handelt es sich insbesondere um 
allmähliche Einübung, Regelung 
der Arbeitszeit, Festsetzung von 

/ 
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increase or amelioration of diet 
which may be necessary. 

,Artide 17 

Before permitting recourse to 
forced or compulsory laboor for 
works of construction or main
tenance wh ich entail the workers 
remaining a,t the workplaces for 
considerable periods, the com
petent authority shall satisfy 
it&elf.:-

(1) that all necessary measures 
are taken to safeguard the 
health of the workers and to 
guarantee the necess·ary medical 
care, and, in particular, 

(a) that the workers are me
dically examined before 
commencing the work and 
at fixed intervals during 
the period of service, 

(b) that ther,e is an adequate 
medical staff, provided 
with the di&pensaries, in
firmaries, hospitals and 
equipment necessary to 
meet. a11 requirements., and 

(c) that the sanitary condi
tions of the workplaces, 
the supply of drinking 
water food, Euel, and 
cooking utensils, and, 
where neceSsary, of hous
ing and : clothing, are 
sa tisfactory; 

(2) that definite arrangements 
are made to ensure the sub
sistence of thefamilies of. the 
workers, in pardcular by' fa
cilitating the rem:ittance, by a 
safe method, of part of the 
wages to the fainily, at the re
quest or with the consent of 
the workers; 

l'amenagement de repos inter
calaires et lci ameliorations ou 
accr~issements de rations ali
mentaires qui pourraiertt hre , . 
necessaIres. 

Article 17 

Avant d'autoriser tout re
cours au travail force ou obli
gatoire pour des travaux de 
construction ou d'entr,etien qui 
obligeront les travailleurs a se
journer sur des lieux de travail 
pendant une periode prolongee, 
les autorites competentes de
vront s'as'surer: 

(1) que toutes les mesures ne
cessaires ont ete prises pour as
surer l'hygiene des travailleurs 
et leur garantir les soins medi· 
caux indispensabIes, et que, en 
particulier: 

a) ces travailleurs subissent 
un examen medical avant 
de COnmlencer les trava,ux 
et denouveaux examens a 
des intervall:es determines 
durant la duree de l'em
ploi, 

b) il a ete prevu un personnel 
medical suffisant ainsi que 
les dispensaires, infirme
ries, h6pitaux et materiel 
necessaires pour faire face 
a tous les-besoins, et 

c) la bonne hygiene des 
lieux de travail, l'appro
visionnement des travail
leurs en eau, en vivres, en 
combustibles et materiel 
de cuisine oht ete assures 
d'une maniere satisfaisante 
et des vhements et un
logement satisfaisants ont 
ere prevus s'il est neces~ 
salre; 

(2) que des mesures appro
priees ont ete prii>es pour assurer 
la subsistance de la famille du 
travailleur, notamment en faci
litant l'envoi d'une partie du sa
laire a celle-ci,par un procede 
sur, avec l'assentiment Oll sur la 
demande du travailleur; 

Ruhepausen sowie um die etwa 
erforderliche Ergänzung und 
Verbesserung ihrer Ernährung. 

Artikel 17 

Bevor die Anwendung von 
Zwangs- oder Pflichtal1beit für 
Bau- oder Insta.ndhaltungsar
beiten zugelassen wird, welche 
die Arbeiter zum Veflbleib an 
den Al'bdtsstätten auf läng~re 
Zeit zwingt, hat ,die zuständige 
Stelle sich davon zu überzeugen, 

(1) daß alle notwendigen Maß
nahmen ergriffen worden sind, 
um die Gesunldheit der Arbeiter 
zu schützen und ihnen die er
forderliche Arzthilfe zu gewähr
leisten. und insbesondere, daß 

a) die Ar1beiter vor Beginn 
ihrer Beschäftigung und in 
bes'cimmten Zeitabständen 
während der- Dauer ihrer 
DienS'tleis,tung ärztlich 
untersucht werden, 

b) Perso.nal zur Gesundheits
pflege - in hinrei1chendem 
Maße vorhanden ist wie 
auch Apotheken, Kranken
stuben, Hospitäler und 
Sachbedarf, die ·erforder
lich sind, um allen Be
darfsfäHen (Zu genügen, 
und 

c) die gesundheitlichen Ver
hältnisse der Arbeitsstät
ten, die Ve:rsoTgung mit 
Trinkwasser, Lebensmit
teln, Heizstoffen und 
KochausrüS'tungen befrie
digen ·und, w.o es notwen
dig ist, Wohnung und 
Kle~dung in <tuS'reichen
dem Maße zur Vertügung 
gestellt werden, 

(2) daß geeig,nete Maßnahmen 
ergriffen worden sitiJd, um den 
Unterhalt der Familien der Ar
beiter zu gewährleisten, insbe
sondere durch Erleichterungen 
für eine gesicherte übermitt
lung eines Teiles des Lohnes an 
die Familie auf Verlangen oder 
mit Zustimmung des Artbeiters, 
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(3) that the journeys oE the 
workers to and from the work
places are made at the expense 
and under the responsibility of 
the administration, which sha11 
facilitate such jou'rneys by mak
ing the fullest Ui>e of a11 available 
means of transport; 

(4) that, in case of illness or 
accident causing incapacity to 
work of a certain ~duration, .the 
worker i5 repatriated at the ex
pense of the administration; 

(5) that any worker wh~ may 
wish to remäin as a" vohintary 
worker at the end üf his period 
of fürced ür compuli>ory labour 
is permitted to do so without, 
for aperiod of twü years, losing 
his right to repatriation free of 
expense tü hirns elf. 

Article 18 

L Forced ür compulsory la
bour für the transport of per
sons or goods, ~uch as the rabour 
of porters or boatmen, sha11 be 
ab01ished within the shortest 
poooible period. Meanwhile the 
competent authürity shallpro
mulgate regulations determining, 
inter a1ia, , 

(a) that such labour sha11 
only be employed for the 
purpose .of facilitating the 
movement of officials of 
the administration, when 
on duty, or for the 
transport ofGovernment 
store9, or, ·in cas'es of very 
urgent necessity, the trans
pürt of p·ersons other than 
officials, 

(b) that the workers so em
ployed sha11 be medically 
certified to .be physically 
fit, where medical examin-

'a.tion is possible, and th~t 
. wheresuch medical examin
ation is not practicable 
the person employing such 
workers shall be held 
responSlible for ens:uring 

(3) que les voyages des tra
vailleurs pour aller au lieu du 
travail et pour en revenir se
ront assures par l'administra
tion, sous sa responsabilite et a 
ses frais, et que l'administration 
facilitera ces voyages en utili
sant dans la plus large mesure 
possible tous les mo yens de 
transport disponibles; 

(4) que, en cas de maladie ou 
d'accident du travailleur entral
na nt une incapacite de travail 
d'une certaine duree, le rapatrie
ment du travailleur sera assure 
aux frais de l'administration; 

(5) que tout travailleur qui 
desirerait rester sur place 
comme travailleur libre, a l'ex
piration de sa periode de 
travail force ou obligatoire, 
aura la faculte de le faire sans 
etre dechu, pendant une periode 
de deux ans, de ses droits au 
rapatriement gratuit. 

Article 18 

1. Le travail force ou obliga
toire pour le transport de per
sonnes ou .de marchandises, par 
exemple pour le portage et le 
pagayage, devra erre supprime 
dans le plus bref delai possible 
et, en attendant cette suppres
sion, les· autorites competentes 
devront edicter des reglements 
fixant notamment: 

a) l'obligation de n'utiliser ce 
travail que pour . faciliter 
le deplacement de fonc
tionnaires de l'administra
tion dans l'exercice de 
leurs fonctions, ou le 
transport du materiel de 
l'administration, ou, en 
cas de necessite absolu
ment urgente, le transport 
d'autres personnes que des 
fonctionnaires; . 

b) l'obligation de n'employer 
a de tels transports que 
des hommes reconnus 
physiquement aptes a ce 
travailpar un examen me
dical prealable, dans töus 
les cas OU cet examen est 
possible; d.ans les cas ou 
il ne sera pas possible, la 
personne employant cette 

15 

(3) daß die Rei!seder Arbeiter 
zum AI"beitsplatz und zurück 
auf Kosten und unter Verant
wortung der Verwaltung erfolgt, 
welche die Reise dadurch er
leichtern soll, daß sie weit,est
gehenden Gebrauch von allen 
ve'rfügbaren Beförderungsmit
teln mach·t," 

(4) daß im Falle von Krank
heit oder Unfall, die zu Arbeits
unfähigkeit von einer gewissen 
Dauer führen, der Arbeiter auf 
Kosten der Verwaltung in seine 
Heimat "zurückbeföroert wird, 

(5) daß Al'Ibeiter, die nach Be
endigung der Zwan.gs-oder 
Pflichtarbeit als freie Arbeiter 
zu verblei-ben wünschen, die 
Erlaubnis dazu elrhalten, ohne. 
vor Ablauf von .ZlWei Jahren des .. 
Anspruches auf kostenlose 
Rückbeförderung in die Heimat 
verlustig zu gehen. 

Artikel 18 

1. Zwangs- oder Pflichtarbeit 
für die Beföroerung von Per
sonen oder Gütern, wie Träger
und BootsdieIlJSt, ist sobald wie 
möglich abzuschaffen. Für die 
Zwischenzeit sollen Vorsch,riften 
der zuständigen Stellen unter 
anode·rem festlegen 

a) die Verpflichtung, solche 
Al'Ibeit nur zur Erleichte
rung der Dienstreisen von 
Verwaltungsbeamten, zur 
Beförderung von· Regie
rungsgut und nur Ln Fällen 
von äußerster Dringlich
keit zur Beförderung an
derer Personen als Beam
ter zu gebraudben, 

b) die Verpflichtung, für 
solche Beförderung nur 
Männer zu verwenden, 
deren körperliche Eignung 
vorher durch ärztliche 
Untersuchung, wo immer 
die Möglilchkeilt dazu be
steht, festgestellt worden 
ist, wobei, falls eine solche 
Untersuchung nicht mög-
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that they are physically 
fit and not suffering from 
any infectious or con
tagious disease, 

(c) the maxImum load which 
these workers may carry, 

(d) the maximum· distance 
from their hornes to which 
they may be taken, 

(e) the maximum number of 
days per month or other 
period for which they 
may be taken, incIuding 
the days 'spent in returning 
to their hornes, and 

(f) the persons entitled to 
demand this form of 
forced or compulsory 
labour and the extent to 
~hich they are entitled to 
demand it. 

- 2. In fixing the maxima re
ferred to under (c), (d) and (e) in 
the forcgoing paragraph, the 
competent authority shall have 
regard to a11 relevant factors., 
including the physical develop
ment of the population from 
which the workers ,are recruited, 
the nature of the country 
through which they must trave! 
and the cIiinatic conditions. 

3. The compet,ent, authotity 
sha11 further provide that the 
normal daily journey of such 
workers shall not exceed a 
distance corresponding to an 
average working day :of eight 
hours, it being understood that 
account shalI be taken not only 
of the weight to be carried and 
the distance to be covered, but 
also of the nature of the road, 
the season and all other relevant 
hcton, and that, where hours 
of journey in excesS of the nor
m.al daHy jo?rney are exacted, 

main-d'oeuvre devra s'as
surer, sous sa respons abi
lite, que les travailleurs 

. employes ont l'aptitude 
physique requise et ne 
souffrent pas d'une mala
die comagieuse; 

c) la charge maximum a por
ter pa!' le~ travailleurs; 

d) le parcours maximum qui 
pourra &rre impose aces 
travailleurs du lieu de leur 
residence; 

e) le nombre maximum de 
jours par mois ou par 
toute autre periode, pen
dant lesquels ces tiavail
Ieurs pourront &rre requi
sitionnes, en comprenant 
dans ce nombre les jour
nees du voyage de retour; 

f) les personnes qui sont au
torisees a faire appel a 
cette forme de travail 
force ou obligato,ire ainsi 
que la mesure dans Ia
quelle elles ont le droit 
d'y "recourir. 

2. En fixant les maxima dont 
il est question sous les lettres c), 
d), e) du paragraphe precedent, 
les autorites c'ompctentes de
vront tenir compte des divers 
elements a considerer, notam
ment de l'aptitude physique de 
la population qui devra subir 
la requisition, de la nature de 
I'itincraire.a parcourir, ainsi que 
des conditions climateriques .. 

3. Les autorites cOll,lpetentes 
devront, en outre, prendre des 
dispositions pour que le trajet 
quotidien normal des porteurs 
ne depasse pas une distance cor
respondam a la duree moyenne 
d'une journee de travail de huit 
heures, etant· entendu que, pour 
la determiner, on devra tenir 
compte non seulement de la 
charge a porter et de la distance 
a parcourir, mais encore de 
l'etat de la route, de l'epoque de 
l'annee et de tous autres ele
ments a considerer; s'il etait 

lieh sein sollte, derjenige, 
der Arbeiter dieser Art 
beschäftigt, sich unter 
seiner Vel'anowortung zu 
versichern hat, daß sie 
körperlich befäh~gt sind 
und nicht an einer an
steckenden Krankheit lei
den, 

c) die Höchstlas<ten, die diese 
Arbeiter tragen dürfen, 

d) die Höchst,enofernung von 
ihrem Wohnsitze, die 
ihnen auferlegt werden 
darf, 

e) die Höchst,zahl der Tage 
innerhalb eines Monats 
oder eines anderen Zeit
raumes, für den sie ver
wendet werden dürfen, 
unter Einrechnung der 
Tage, die sie für die 
Heimkehr benötig,en, 

f) die Personen, die ,berech
tigt sirud, diese Art von 
,Z wangs- oder PfIi,ch tarbeit 
in Anspruch zu nehmen, 
und das für diese Bean-

'spruchung zulässige 
H;öchstausmaß. 

2. Bei Festsetzung der unter 
c, d und 'e des vorigen Absat7.es 
bezeichneten Höchstgrenzen hat 
die 'zuständige Stelle auf alle 
wesen dichen V ora us,se'tz'llngen 
Rücksicht zu nehmen einschließ
lich des körperlichen Entwick
lungsstandes der Bevölke,rung, 
aus der dre Arbeit<;:r entnommen 
werden, der Beschaffenheit des 
Gebietes, durch das ihr Weg 
führt, und ,der klimatischen 
Verhältnisse. 

3. Die 'zmtäncli.g.e SteHe hat 
ferner dafür zu sorgen, daß die 
regelmäßige Tagesleistung dieser 
AI1beiter nicht über eine Ent
fernung hinausgeht, die einer 
durchschnittlichen achtstündigen 
Arbeitsleistung entspricht, wo
bei neben der beförde'rten Last 
und der zurückgelegten Ent
fernung auch der Zustand des 
Weges, die Jahreszeit und alle 
aruderen wesentlichen Voraus
setzungen zu berücksichtigen 
sind, und daß, wenn zusätzliche 
Weg leistungen verlangt werden, 
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they shall be remunerated at necessaire d'imposer aux por- für diese ein höheres als das 
rates higher than the non~al tcurs des heures de marche regelmäßige Entgelt gezahlt 
rates. supplementaires, celles-ci de- wird. 

vront &tre remunerees a -des taux 

ArticJe.19 

1. The competent authority 
shal~ only authoris,e recourse to 
compulsory cll'ltivation as a 
method of precaution against 
famine or a defiCiency of food 
suppliesand always under the 
condition that the food or pro
duce shall remain the property 
of the indivlduals or the com
munity producing it. 

2. Nothing in this Article 
shall be construed as abrogating 
the obligation on members of 
a community, where production 
is organised on a communal 
basis by virtue of law or custom 
and where the produce or any 
profit accruing from the s,ale 
ther,eof remain the property of 
the community, to perform the 
work demanded by the com
munity by virtue of law or 
custom. 

Article 20 

Collective -punishment laws 
under which a community. may 
be punished for crimes com
mitted by any of its members 
shall not contain provisions for 
forced or compulsory labour by 
the community as one of the 
methods of punishment. 

Article 21 

Forced or compuloory labour 
shall not be us'cd for work 
underground in mines. 

Artkle 22 

The annual reports that Mem
bers which ratify this Conven
tion agree to make to the Inter
national La1bour - Office, pur
suant to the provisions of Ar
ticle 22 of the Constitution of 

plus e1eves que les taux nor-
maux. 

. Article 19 

1. Les .autori.res competentes 
ne devront autoris-er le recours 
aux cultures obligatoires que 
dans le but de prevenir la famine 
ou une disette de produits ali
mentaireset toujours sous Ja 
reserve que les denrees ou les 
produits ainsi obtenus devront 
rester la propriete des individus 
ou de la collectivite qui les 
auront produits. 

2. Le present article ne devra 
pas avoir pour eff-et, lorsque la 
production se trouve organisee 
suivant la loi et la coutume, sur 
une base communale et lorsque 
les produits ou les benefices 
provenant de Ja vente de ces 
produits restent la propriete de 
Ja collectivite, de supprimer 
l'obligation pour les membres 
de la collectivite de s'acquitter 
du travail ainsi impose. 

Article 20 

Les legislations prevoyant une 
repression collective applicable a 
une collectivite entiere pour des 
delits commis par quelques-uns 
de ses membres ne devront pas 
comporter le travail force ou 
obligatoire pour une -collectivite 
comme une des methodes de 
repression. _ 

Article 21 

11 ne sera pas fait appel au 
travail force ou obligatoire pour 
les travaux souterrains a -execu
ter dans les mines. 

Article 22 

Les rapports annuels que les 
Membres qui ratifient la pre
sente convention s'enga~ent a 
presenter au Bureau internatio
nal du Travail, conformement 
aux dispositions de l'article 22 

Artikel 19 

1. Die zuständige Stelle darf 
Zwangspflallizungen nur geneh
migen, um Hungersnot oder 
Lebensmittelmangel vorzubeu
gen, und stets nur unter der -Be
di~nguI)lg, daß die sb gewon
nenen Lebensmi,ttel oder Er
zeugnisse im Eigentum -der Per
son oder Gemeinschaft bleiben, 
die si e erzeugt ha.t. 

2. Die B-estimmungen dieses
Artikels dürfen nicht dazu füh
ren, daß dort, wo die Erzeu
gung nach Gesetz oder Gewohn
hert auf einem Gemei-nschafts
system beruht und die Erzeug
nisse oder der Gewinn aus ihrem 
Verkauf das Eigentum der Ge
meinschaft bleiben, die Ver
pflichtung der Mitglieder aufge
hoben wird, die ihnen nach Ge
Sf:t'Z oder Gewohnheit für die 
Gemeimchaft obliegende Arbeit 
auszuführen. 

Art~kel 20 

Gesetzliche Bestimmungen 
über Bestrafung einer ganzen 
Gemeinschaft für Vergehen, die 
von einzelnen ihrer Mitglieder 
-begangen worden sind, dürfen 
Zwangs- oder Pflichtarbeit der 
Gemeinschaft als StraJe nicht 
vorsehen. 

Artikel 21 

Im Bergbau darf Arbeit 
unter Tage als Zwangs- oder 
Pflichtarbeit nicht angewendet 
werden. 

Artikel 22 

Die jährlichen Berichte über 
die Maßnahmen zur Durchfüh
rung dieses übereinkommens, 
welche die ratifizierenden Mit
glieder dem Internationalen 
Arbeitsamt nach Artikel 22 ,der 
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the Internat,ional 'Labour Or
ganisation, on the measures they 
have taken to give effect to the 
provisions of this Convention, 
sha11 contain as full information 
as possible, in respect of each 
territory concerned, regarding 
the ex te nt to which recourse 
has been had to forced or com
pulsory labour in that territory, 
the purposes for which it has 
been employed, the sickness and 
death rates, hours of work, 
methods of payment of wages 
and . rates of wages, and any 
other relevant information. 

Article 23 

1. To give effect to the pro
visions of this Convention the 
competent authority shall issue 
complete and precis'e regulations 
governing the use of forced or 
compulsory labour. 

2. These regulations shall 
contain, inter alia, rules permit
ting any person from whom 
forced or compulsory labour is 
exacted to forward a11 com
plaints relative to the conditions 
of labour to the authorities and 
ensuring that 'such complaints 
will be ex,amined and taken into 
considera tion. 

Article 24 

Adequate measures sha11 in a11 
cases be taken to enmre that the 
regulations ·governing the em
ployment of forced or com
pulsory labour are strictly 
applied, either ohy extending the 
duties of any existing Iahour 
inspectorate ,which has been 
estabIished for the inspection 
of voluntary labour to cover 
the inspection of forced or 
compulsory Iabour or in so me 
other appropriate manner. Mea
Sl,Ires shall also be taken to 

de la Constitution de l'Organi
sation internationale du Travail, 
sur les mesures prises par eux 
pour donner. effet aux disposi
tions de la presente convention, 
devront contenir des informa
tion·s aussi cO,mpleres que pos
sible, pour chaque territoire 
interesse, sur la mesure dans 
laquelle il aura ete fait appel au 
travai! force ou obligatoire 'dans 
ce territoire, ainsi que sur les 
points suivants: fins auxquelles 
ce travail aura ete effectue; taux 
de morbidite et de mortalite; 
heu res de travail; methodes de 
paiement des salaires et taux de 
ces derniers; ainsi que tous 
autres renseignements perti
nents. 

Article 23 

1. Pour donner effet aux dis
positions de la presente conven
tion, les autorites competentes 
devront promulguer une regle
mentation complere et precise 
sur l'emploi du travail force ou 
obligatoire. 

2. Cette reglementation devra 
comporter, notamment, des 
regles permettant ~ chaque per
sonne assujettie au travail force 
ou obligatoire de presenter aux 
autorites toutes reclamations 
relatives aux conditions de tra
vail qui lui sont faites et lui 
donnant des garanties que ces 
reclamations seront _ examinee5 
et prises en consideration. 

Article 24' 

Des mesures appropriees de
vront &tre 'prises dans tous les cas 
pour assurer la stricte applica
tion des reglements concernant 
l'emploi du travail force ou 
obligatoire soit par l'extension 
au travail force ou obligatoire 
des attributions de tout or
ganisme d'inspection dej~ cree 
pour la surveillance du travail 
libre, soit par tout, autre 
systeme convenable. Des mesu
res devront egalement &rre 
prises pour que ces reglements 

Verfassung der Intern;tiona:len 
A~beitsorganisation vorzulegen 
verpflichte·t sind, müssen mög
lichst vollständige Angaben aus 
:illen in Betracht kommenden 
Gebieten enthalten über das 
Maß, in dem dort Zwangs- oder 
Pflichta·rbeit angewandt worden 
ist, die Zwecke, für die das ge
schehen rst, die Krankheits- und 
Sterbeziffern, die' Arbeitszeit, 
die Art der Lohnzahlung, die 
Lohnsätze und. alle sonst wesent
lichen Angaben. 

Artikel 23 

1. Zur wirksamen Durchfüh
rung der Bestimmungen dieses 
übereinkommens hat die zu
ständige Stelle vollständige und 
klare Vorschriften über die An
wendung von Zwangs- oder 
Pflichtarbeit zu. erlassen. 

2. Diese Vorschriften müssen 
insbesondere Bestimmungen ent
halten, die es jeder der Zwangs
oder Pflichtarbeit unterworfe
nen Person gestatten, alle . Be
schwerden über die ihr aufer
legten Arbei,tsbedingungen vor 
die Behörden Zu bringen, und 
welch'e die Gewähr bieten, daß 
diese Beschwerden untersucht 
und auf ihre Stichhaltigkeit ge
prüft werden. 

Artikel 24 

In allen Fällen sind geeignete 
Maßnahmen zur strengen Durch
führung der Vorschriften über 
den Gebrauch der Zwangs- oder 
Pflichtarbeit zu ergreifen, sei es 
durch Ausdehnung der Befug~' 
nisse eines etwa bestehenden 
Aufsich tsdienstes für freie Ar
beit auf die Beaufsichtigung der 
Zwangs- oder pfli,chtarbeit, sei 
es in sonst geeigneter Weise. 
Auch sind Maßnahmen zu tref
fen, damit die bezei,chneten Vor
schrilften zur Kenntnis der Per-
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enSure that the regulations are soient portes a la connaissance I sonen gelangen, die der Zwan,gs
brought to the knowledge of des personnes assujetties au oder Pflichtarheit unterworfen 
persons from whom such labour travail force ou obligatoire. werden. 
ts exacted. 

Article 25 

The illegal exaction of forced 
or cotnpulsory labeur shall be 
punishable as a penal offence, 
and it shall be an obligation on· 
any Member ratifying this Con
vention to ensure that the 
penalties imposed by law are 
really adequate and are strictly 
enforced. 

Article 26 

1. Each Member of the In
ternational Labonr Orgamsation 
which 'ratifies this Convention 
undertakes to apply it to the 
territories placed under its 
sovereignty, jurisdiction, pro
tection, suzera1inty, tutelage or 
authority, so far as it has the 
right to accept obligations 
affecting matters of internal 
jurisdiction; provided that, if 
such Member may des1ir·e to 
take advantage of the pro
visions 'of Article 35 of the 

. Constitution of the Inter
national Labour Organisation, 
it shall append to its ratifi
cation a declaration stating-

(1) the territories to which 
it intends to apply the 
provisions of this Con
vention without modifi
catJion; 

(2) the territories to which 
it intends to apply the 
provi·s.ions of this Con
vention with modifi
cations, together with 
detarils of the said modi
fications; 

(3) the territories in respect 
of which it reserves its 
decision. 

2. The aforesaid declaration 
shall be deemed to be an inte
gral part of the ratificatJion and 

Article 25 

Le fait d'exiger illegalement 
du travail force ou obligatoire 
sera passible de sanctions penales 
et tout Membre ratifiant la pre
sente convention aura l'obliga
tion de s'assurer que les sanc
tions imposees par la loi sont 
nfellement efficaceset stricte
ment appliquees. 

Article 26 

1. Tout Membre de l'Organi
sation internationale du Travail 
qui ratifie la presente conven
tion s'engage a l'appliquer aux 
territoires soumis a sa sou
verainete, juridiction, protee
tion, suzerainete, tut elle ou 
autorite, dans la mesure· ou il a 
le droit de souscrire des obliga
tions touchant ades questions 
de juridiction interieure. Toute
fois, si ce Membre veut se pre
valoir des dispositions de I'ar
tide 35 de la Constitution de 
l'Organisation internationale du 
Travail, il devra accompagner sa 
ratification d'une dedaration 
faisant connahre: 

(1). les territoires dans lesquels 
il entend appliquer inte
gralement les dispositions 
de la presente convention; 

(2) les territoires dans lesquels 
il entend appliquer les dis
positions de la presente 
convention avec des modi
fications et en quoi con
sistent lesdites modifica
tions; 

(3) les territoires pour les
quels il reserve sa decision. 

2. La dedaration susmen
tionnee sera reputee partie inte
grante de la ratification et por-

Artikel 25 

Die unberechtigte Auferle
gung von Zwangs- oder Pflicht
arbeit ist unter Strafe zu stellen. 
Die Mitglieder, die dieses über
einkommen ratifizi:eren, ver
pflichten sich, dafür zu sorgen, 
daß die ergriffenen Strafmaß
nahmen wirksam sind und 
streng vollzogen werden. 

Artikel 26 

1. Die Mitglieder der Inter
nationalen Arbeitsorganisation, 
dVe dieses übereinkommen ra ti
fiziert;!n, verpflichten sich, es auf 
die ihrer Souveränität, ihrer 
Jurisdiktion, . ihrem Protek
torat, ihrer Oberhoheit, ihrer 
Tutel oder ihrer Autorität 
unterworfel1Jen Gebiete anzu
wenden, sowei·t ihnen in bezug 
auf diese Gebiete das Recht zu
steht, Verpflichtungen eimu
gehen, welche Angele,genheiten 
der inneren Verwaltung betref
fen. Wollen MitJg.lieder .indessen 
von den Bestimmungen des 
Artikels 35 der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorgani
sation Gebrauch machen, so 
hahen sie ihrer Ratifikation 
eine Erklärung beizufügen, die 
bekanntgibt . 

(1) die Gebiete, auf welche sie 
die Bestimmungen dieses 
übereinkommens unver
ändert anzuwenden beab
sichtigen, 

(2) die Gebiete, auf welche 
SIe die Bestimmungen 

- dieses übereinkommens 
mit Abänderungen anzu
wenden beabsichtigen, 
unter Anga-be der Einzel
hei:ten dieser Abänderun
gen, 

(3) die Gebiete, für wekhe sie 
sich die Entscheidung vor
behalten, 

2. Die bezeichnete El'klärung 
gilt als Bestandteil der Ratifi
kation und hat die Wirkungen 
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shall have' the force of ratifi- I tera des effets jnde~tiques. Tout 
cation. It shall be open to any Membrequi formulera une teIle 
Member, by a subsequent dec1aration aura la faculte de 
dec1aration, to cancei in whole renoncer, par une nouvelle 
or in part the res.ervations dec1aration, atout ou partie des 
made, in- pursuance of the pro- reserves contenues, en vertu des 
visions of subparagraphs (2) alineas 2 et 3 ci-dessus, dans sa 
and (3) of this Artic1e, in the dec1aration anterieure. 
ol'iginal dec1aration. 

Article 27 

The formal l'atifications of 
this Convention under the can
ditions set forth in the Consti
tution of the International 
LalWur Organisation shall be 
communicated to the Dir·ector
General of the International 
Labonr Office for registration. 

Article 28 

1. This Conv,ention shall be 
binding only upon those Mem
bers whose ratifications have 
been registered with the Inter
national L'abour Office. 

2. It ·shall come into force 
twelve months after the date 
on which the ratifications of 
two Members of the Inter
national Labour Organisation 
have been registered with the 
Director-General. 

3. Thereafter, this Conven
non shall come into force for 
any Memher twelve months 
after the date on whichthe 
ratification has been registered. 

Article 29 

Article 27 

Les ratifications officielles de 
la presente convention dans les 
conditions etablies par la Con
stitution de l'Organisation inter
nationale du Travail seront 
communiquees au' Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregi
strees. 

Article 28 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de 1'0r
ganisation internationale du 
Travail dont la ratification aura 
ete enregistree au Bureau inter
national du Travail. 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois apres que .les rati
fications de deux Membres 
auront ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette conven
tion entrera en vigueur pour 
chaque Membre douze· mois 
apres la date OU sa ratification 
aura ete enregistree. 

Article 29 

As so on as the ratificat.ions Aussitbt que les ratifications 
of two' Members of the Inter- de deux Membr,es de l'Organisa
national Labour Organisation tion internationale du Travail 
have been registered with the auront ete enregistrees au 
Int,ernational Labour Office, Bureau international du Travail, 
the Director-General of the le Directeur general du Bureau 
International Labour Office international du Travail noti
shall so notify a11 the Membet:s fiera ce fait a tous les Membres 
of the Intemational Labour de 1'0rganisation internationale 
Organis.ation. He shall likewise du Travail. 11 leur notifiera 
notiEy them of the registration egalement I'enregistrement des 
of ratifications. which may be ratifications qui lui .seront ulte
communicated subsequently by rieurement communiquees par 
other Members of the Organi- tous autres Membres de 1'0r-
sation. ganis-ation. 

emer solchen. Doch bleibt es 
den Miltgliedern überlassen, die 
VOl'behalte, die sie auf Grund 
der Bestimmungen der Ziffern 2 
und 3 des vorangehenden Ab
sanzes in der ursprünglich·en Er
klärung gemacht hatten, durch 
eine spätere Erkl~.rung ganz 
oder teilweise zurückzuziehen. 

Artikel 27 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses überdnkommens sind 
nach den Bestimmungen der 
Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation dem Gene
raldirektor des Intennationalen 
Al'beitsamtes zur Eintragung 
mitzuteilen. 

Artikel 28 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglie
der der Internationalen Arbeits
organisation, deren Ratifikation 
beim Internationalen Arbeits
amt eingetragen ist. 

2. Es tritt iIl! Kraft zwölf 
Monate, na·chdem die Ratifi
kationen zw.eier Mitglieder 
durch den Generaldirektor ein
getragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes an
de.re Mitglied zwölf Monate 
nach der Eintra.gung seiner 
Ratifikatilon in Kraft. 

Artikel 29 

Sobald. die Ratifikationen 
zweier Mitglieder der Inter
n.:tionalen Arbeitsorganisation 
beim InternationaIen Arbeits
amt eingetragen worden sind, 
teilt der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
dies sämtlichen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorganisa
tion mit. Auch gibt er ihnen 
Kenntnis von der Eintragung 
der Ratifikationen, die ihm 
später von den anderen Mit
gliedern der Organisation mit
geteilt werden. 
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Artic1e 30 

1. A Memher which has rati
fied this Convention may 
denounce it after the expiration 
of ten years from the- date on 
which the Convention first 
comes into force, by an act 
communicated to the Director
General of the International 
Labour Office fo·r registration. 
Such denunciation shall not 
take etfect until one year after 
the date on which it is regis
terd with the International 
Labour Office. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention and 
which does not, within the 
year follow~ng the expiration 
of the period of ten years men
tioned in the preceding para
graph, exercise the right of 
denunciation provided for in 
this Article, will be hound for 
another period of five years 
and, thereafter, may denounce 
this ConventJion at the expi
ration of each period of five 
years under the terms provided 
for in this Article. 

Article 31 

At the expiration· Of each 
period of five years after the 
coming into force of this Con
vention, the Governing B.ody 
of the International Labour 
Offioe shall present to the 
General Conference areport 
on the working of this Con~ 
vention ,and shall consider the 
desirability cf placing on the 
agenda of the Conference the 
question of its revision III 

whol.e or in part. 

Article 32 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention revis
ing this Convention in whole 
or in part, the ratification by a 
Member of the new rev,ising 
Conv'ention shall ipso jure in
volve denunciation of this Con-
vention without any require
ment of delay, notwithsta·ndin-g 
the provisions of Artide 30 

Article 30 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut la 
denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres la 
date de la inise, en vigueur 
initiale ,de la convention, par un 
acte communique au' Directeur 
general du Bureau international 
du Travail, et par lui enregistre. 
La denonciation ne prendra 
effet qu'une annee apres avoir 
ete enregistree au Bureau inter
national du Travail. 

2. Tout Memhre ayant ratifie 
la preserite convention qui, dans 
le deIai d'une annee apres l'ex
piration de la periode de dix ,. ., 
atlllees menuonnee au para-
graphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denoncia
tion prevue par le present ar
tide, sera lie pour une nouvelle 
periode de cinq annees, et par la 
suite pourra denoncer la pre
sente convention a l'expiration 
de chaque periode de cinq 
annees dans les conditions pre
vues au present article. 

Article 31 

A l'expiration de chaque 
periode de cinq annees a comp
ter de l'entrce en vigueur de la 
presente convention, le Conseil 
d'administration du Bureau in
ternational du Travail devra 
presenter a la Conference gene
rale un rapport sur l'application 
de la presente convention et 
decidera s'il y a lieu d'inscrire a 
l'ordre du jour de la Conference 
la question de sa reVIsion totale 
ou partielle. 

Article 32 

1. Au cas ou la Conference 
generale adopterait ,une nouvelle 
convention portant revision 
totale ou partielle de la presente 
convention, la ratification par 
un Membre de la nouvelle con
vention portant revision entra1-
nerait de plein droit denoncia
tion de la presente convention 
sans condition de delai, nonob-

21 

Artikel 30 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen mtifiziert hat, 
kann es nadt Ablauf, von zehn 
Jahren, geredtnet von dein Tag, 
an dem es zum ersten Mal in 
Kraft getreten ist, durdt An
zeige an den GeneraLdi~rektor 
des Intern'<ltionalen Arbeits
amtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung'tritt erst ei,n Jahr 
nadt der Eintragung beim Inter
nationalen Ambeitsamtei:n. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nadt 
Ablauf des im voti,gen Absatz 
genannten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem indiesem Ar
tikel vorgesehenen KündiJgungs
recht keinen Gebraudt madtt, 
bleibt für einen weiteren Zeit
raum von fünf Jahren gebun
den. In der Folge kann es dieses 
übereinkommen jeweils nadt 
Ablauf eines Zeitraumes von 
fünf Jahren nadt Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 31 

Der Yerwaltungsrat des Inter
nationalen Arbeitsamtes hat 
nadt Inkr-afttreten dieses über
einkommens jeweiIs bei Ablauf 
eines Zeitraumes von fünlf Jah
ren der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durdt
führung dieses übereinkommens 
zu erstatten und zu prüfen, ob 
die Frage seiner gänzlidten oder 
teil weisen Abänderung auf die 
T agesordnJUng der Konferenz 
gesetzt ,werden soll. 

Artikel 32 

1. Nimmt die Allgemeine 
Konferenz ein neues überein
kommen an, weldtes das vor
liegende übereinkommen ganz 
oder teiLweis,e abändert, so 
sdtließt die Rati,fikation des 
neugefaßten übereinkommens 
durdt ein Mitglied ohne weiteres 
die Kündigung des vorliegenden 
übereinkommens in sidt ohne 
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above, if and when the new 
revising Convention shall have 
come into force. 

2. As from the date of the 
coming into force of the new 
revising Convention, the pre
sent Convention shall cease to 
be open to ratification by the 
Members. 

'3. Nevertheless, this Con
vention shall' remain in force 
in its actual form and content 
for those Members which have 
l'atified it but have not ratified 
the revising Convention. 

Article 33 

stant l'article 30 ci-dessus, sous 
reserve que la nouvelle convfm
tion portant revision soit entree 
en vigueur. 

2. A partir de la date de 
l'entree en vigueur de la nou
velle 'convention portayt revi
sion, la 'presente convention 
cesserait d'~tre ouverte a la rati
fication des Membres. 

3. La 'presente convention 
demeurerait toutefois en vigueur 
dans sa forme et teneur pour les 
Membres qui l'auraient ratifiee 
et qui ne ratifieraient pas la 
nouvelle convention portant 
reVISIOn. 

Article 33 

The French and English Les textes frans:ais et anglais 
texts of this Convention shall de la presente convention feront 
both be authentie. foi l'un et l'autre. 

Rücksicht a.uf die in Artikel 30 
vorgesehene Frist, vorausgesetzt, 
daß das neugefaßte überein
kommen in Kraft getreten ist. ' 

2. Vom Zeitpunkt des In
krafttretens des neugefaßten 
übereinkommens an kann das 
vorliegende übereinkommen 
von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

3. Indessen bleiht das .vorlie
gende üh,e,reinkommen nach 
Form urud Inhalt in Kraft für 
die Mitglieder, die ,dieses, aher 
nicht das neugefaßte überein
kommen ra;tifiziert haben. 

Artikel 33 

Der französische und der eng
lische Wortlaut dieses überein
kommens sil1!d in gleicher Weise 
maßgebend. 
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